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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes über den Abbau von Salzen 
im Grenzgebiet an der Werra 


A. Zielsetzung 

Im Grenzgebiet an der Werra soll von beiden Seiten der Grenze ein 
grenzüberschreitender Abbau erfolgen, um die betrieblichen Berei- 
che der Bergwerke den geologischen Gegebenheiten sinnvoll 
anzupassen. 

B. Lösung 

Um diesen Zweck zu erreichen, ist die Übertragung von Bergbau- 
berechtigungen auf den jeweils auf der anderen Seite der Grenze 
benachbarten Bergbautreibenden notwendig. Diese bestimmt sich 
nach den jeweils anwendbaren innerstaatlichen Regeln. 

Die mit dem grenzüberschreitenden Abbau durch das Unterneh- 
men aus der Deutschen Demokratischen Republik verbundene 
„Mitnahme“ des dortigen Rechts bedeutet für die Bundesrepublik 
Deutschland einen Verzicht auf eigene Hoheitsrechte. Entspre- 
chendes gilt für das Unternehmen aus der Bundesrepublik 
Deutschland, das auf der anderen Seite der Grenze tätig wird. Jede 
Seite erlaubt jeweils der anderen Seite die Anwendung deren 
Rechts. Dies wird dadurch erreicht, daß die eigenen einschlägigen 
Rechtsvorschriften begrenzt außer Kraft gesetzt werden und das 
im eigenen Gebiet ansässige Unternehmen verpflichtet wird, den 
Abbau auch im grenzüberschreitenden Teil des Betriebes nach 
den dafür innerstaatlich geltenden Vorschriften zu führen. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Regelung nicht mit 
zusätzlichen Kosten belastet. Die Möglichkeit einer Auswirkung 
auf die Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau einschließlich 
des Verbraucherpreisniveaus ist nicht zu erkennen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14(221)- 350 08 - Ka 4/84 Bonn, den 1 8. Juli 1 984 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Ent- 
wurf eines Gesetzes über den Abbau von Salzen im Grenzgebiet an der 
Werra mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei- 
zuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 539. Sitzung am 1 3. Juli 1 984 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes 

über den Abbau von Salzen im Grenzgebiet an der Werra 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

(1) Abbaugebiete im Sinne dieses Gesetzes sind die 
Gebiete, die in der als Anlage beigefügten Karte blau 
(Abbaugebiete A) oder rot (Abbaugebiete B) schraffiert 
sind und von 

1 . den Verbindungslinien der Punkte 

a) 187 und 155/1 beim Abbaugebiet B 1, 

b) 155/1 und a beim Abbaugebiet A 1, 

c) 19 und b beim Abbaugebiet A 2, 

d) b und 25 beim Abbaugebiet B 2, 

e) 25 und c beim Abbaugebiet B 3, 

f) c und 32 beim Abbaugebiet A 3, 

g) 62, d und e beim Abbaugebiet A 4, 

h) e und f beim Abbaugebiet B 4, 

i) f, g und h beim Abbaugebiet A 5, 

k) h und 37 beim Abbaugebiet B 5, 

l) 36, i und 31 beim Abbaugebiet B 6, 

m) 22 und 18 beim Abbaugebiet A 6, 

n) 17 und 1 1 beim Abbaugebiet A 7, 

o) 1 1 9, k und I beim Abbaugebiet A 8, 

p) I und m beim Abbaugebiet B 7, 

q) m, n, o und 40 beim Abbaugebiet A 9, 

r) 39/2, p, q und r beim Abbaugebiet B 8, 

s) 621 und s sowie t, u und 572 beim Abbaugebiet 

A10, 

t) s und t sowie 572, v und 493 beim Abbaugebiet 
B9 

und 

2. jeweils der Grenze zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik (Grenze) - mit Ausnahme dieser Grenze 
jeweils zwischen den Punkten t und 572 (Abbau- 
gebiet A 10) sowie s und t (Abbaugebiet B 9) - 

umschlossen sind. 

(2) Die Karte ist Bestandteil dieses Gesetzes. 

§2 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes entsteht 

1. Bergwerkseigentum im Sinne des § 151 des Bun- 
desberggesetzes vom 13. August 1980 (BGBl. I 
S. 1310) 

a) In den Abbaugebieten A 6 und A 7, 


b) In dem Teil des Abbaugebietes A 8, das von der 
Verbindungslinie der Punkte a^ und 1 , der Grenze 
zwischen den Punkten 1 und a2 und von der 
Begrenzung der Bergwerksfelder des im Berg- 
grundbuch von Schenklengsfeld Band II Blatt 39 
und 40 eingetragenen Bergwerkseigentums 
„Werra 1“ und „Werra 2“ zwischen den Punkten 
a^ und a2 umschlossen wird, 

c) In dem Gebiet, das von der Verbindungslinie der 
Punkte 37 und 36, der Begrenzung des im Berg- 
grundbuch von Bad Hersfeld Band III Blatt 69 ein- 
getragenen Bergwerkseigentums „Wintershall 
XXIII“ zwischen den Punkten 83 und sowie von 
der Grenze jeweils zwischen den Punkten 36 und 
a3 und 37 und a^ umschlossen wird, 

und 

d) in dem Teil des Abbaugebietes A 9, das von der 
Grenze zwischen den Punkten a7 und ag und der 
zwischen diesen Punkten liegenden Begrenzung 
des Bergwerksfeldes des Im Berggrundbuch von 
Schenklengsfeld Band 11 Blatt 42 eingetragenen 
Bergwerkseigentums „Ulster“ umschlossen wird, 

2. eine Bewilligung Im Sinne des § 8 des Bundesberg- 
gesetzes In dem Teil des Abbaugebietes A 8, das von 
der Verbindungslinie der Punkte a^ und ag sowie von 
der Grenze zwischen diesen Punkten umschlossen 
wird. 

Bergwerkseigentum und Bewilligung gelten jeweils für 
Stein-, Kall-, Magnesia- und Borsalze nebst den mit 
diesen Salzen in der gleichen Lagerstätte auftretenden 
Salzen. 

(2) Das nach Absatz 1 entstehende Bergwerkseigen- 
tum wächst in den Fällen des Absatzes 1 Nr; 1 Buchsta- 
ben a und c dem Bergwerkseigentum „Wintershall 
XXIII“, Im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe b dem 
Bergwerkseigentum „Werra 1 “ und im Falle des Absat- 
zes 1 Nr. 1 Buchstabe d dem Bergwerkseigentum 
„Ulster“ zu, soweit dieses Bergwerkseigentum jeweils 
nach § 149 des Bundesberggesetzes aufrechterhalten 
wird. Die nach § 149 Abs. 6 des Bundesberggesetzes 
zuständige Bergbehörde ersucht das Grundbuchamt 
um eine entsprechende Berichtigung des Grundbuches. 

(3) Die nach Absatz 1 entstehende Bewilligung ist für 
die Dauer von 50 Jahren befristet und steht dem Land 
Hessen zu. Auf die im Zusammenhang mit der Regelung 
in § 3 stehende Übertragung dieser Bewilligung auf eine 
Person mit Sitz In der Deutschen Demokratischen 
Republik findet § 22 Abs. 1 des Bundesberggesetzes 
keine Anwendung. 
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§3 

( 1 ) Auf die untertägige Ausübung der Befugnisse, die 
sich aus den in den Abbaugebieten A belegenen Berg- 
bauberechtigungen (Bergwerkseigentum, Bewilligun- 
gen) auf die Aufsuchung, Gewinnung, Aneignung und 
Aufbereitung der in § 2 Abs. 1 Satz 2 genannten Boden- 
schätze ergeben, finden keine Anwendung 

1 . die §§ 30 bis 32, 35 bis 48, 60 bis 74, 77 bis 1 06, 1 22 
bis 1 25 und 1 31 - auch in Verbindung mit den §§ 1 45 
bis 1 48 - sowie § 1 76 Abs. 3 des Bundesberggeset- 
zes in der jeweils geltenden Fassung, 

2. die für Unternehmer und untertage Beschäftigte gel- 
tenden 

a) sonstigen arbeitsschutzrechtlichen und 

b) sozial-rechtlichen 
Rechtsvorschriften sowie 

3. sonstige, nicht unter Nummer 1 oder 2 fallende, für 
untertägig eingesetzte oder verwendete Stoffe, Ein- 
richtungen und andere Gegenstände, für Handlungen 
oder Unterlassungen geltende Rechtsvorschriften 
des Sprengstoff- und Strahlenschutzrechts sowie 
des Gesetzes über Fernmeldeanlagen in der jeweils 
geltenden Fassung. 

(2) Die auf Grund der in Absatz 1 bezeichneten Aus- 
übung von Befugnissen im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland errichteten Bergwerksanlagen eines Berg- 
werksunternehmens der Deutschen Demokratischen 
Republik und die durch diese Anlagen erzielten Ein- 
künfte werden in der Bundesrepublik Deutschland 
weder zu den Steuern vom Einkommen und Vermögen 
noch zur Gewerbesteuer herangezogen. Die nichtselb- 
ständige Arbeit von Arbeitnehmern, die von dem Berg- 
werksunternehmen der Deutschen Demokratischen 
Republik in diesen Anlagen beschäftigt werden, gilt hin- 
sichtlich der Besteuerung der Arbeitnehmer als nicht in 
der Bundesrepublik Deutschland ausgeübt. Die in den 
Abbaugebieten A belegenen Bergbauberechtigungen 
und die Einkünfte daraus werden in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht zur Vermögensteuer und zu den 
Steuern vom Einkommen herangezogen. 

§4 

§ 3 gilt nur, wenn und solange 

1 . für die Tätigkeiten in den Abbaugebieten A untertage 
die Einhaltung der Gesetze, Verordnungen und son- 
stigen Vorschriften sichergestellt ist, die am Sitz des 
in den Abbaugebieten untertägig tätigen Unterneh- 
mens gelten und ihrem Regelungsgehalt nach den in 
§ 3 Abs. 1 genannten Vorschriften entsprechen, 

2. von den Befugnissen aus den in § 3 Abs. 1 genannten 
Bergbauberechtigungen nur untertägig und nur durch 


Tätigkeiten Gebrauch gemacht wird, die im Zusam- 
menhang mit der Gewinnung der Bodenschätze ste- 
hen, wobei Grubenbaue einschließlich Bohrungen 
nur im Salinar angelegt werden dürfen, 
und 

3. auf seiten des in den Abbaugebieten A tätigen Unter- 
nehmens an der Markscheide entlang der In der 
anliegenden Karte rot eingezeichneten Linie zwi- 
schen den Punkten 187 und 336 

a) die Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Geset- 
zes bereits bestehenden Sicherheitspfeiler, 

b) in den noch abzubauenden Bereichen Sicher- 
heitspfeiler von je 1 00 Meter Stärke - rechtwinklig 
gegen die Markscheiden gemessen - und 

c) um die in den Abbaugebieten A gelegene, von 
übertage Ins Salinar reichende Bohrung ein 
Sicherheitspfeiler von 50 Meter Radius 

unverritzt bleiben. 


§5 

(1) Ein In der Bundesrepublik Deutschland ansässi- 
ges Unternehmen, das In den Abbaugebieten B zum 
untertägigen Abbau von Salzen berechtigt Ist, ist ver- 
pflichtet, 

1. bei der Durchführung von Tätigkeiten in Ausübung 
der Befugnisse aus der Bergbauberechtigung des 
Unternehmens die Gesetze, Verordnungen und son- 
stigen Vorschriften einzuhalten, die am Sitz des 
Unternehmens für die durchzuführenden Tätigkeiten 
gelten; 

2. die in § 4 Nr. 3 näher bezeichneten Bedingungen in 
gleicherweise auf seiner Seite der Markscheide ein- 
zuhalten. 

Satz 1 Nr. 1 gilt auch für die vom Unternehmen beschäf- 
tigten Personen. 

(2) Die Bußgeldvorschriften des Bundesberggeset- 
zes und des Sprengstoffgesetzes gelten auch für Zuwi- 
derhandlungen, die In den Abbaugebieten B begangen 
werden. 

§6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 1 2 Abs. 1 und 
des § 1 3 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes auch 
im Land Berlin. 

§7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung In 
Kraft. 
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Anlage 

zum Gesetz über den Abbau von 
Salzen im Grenzgebiet an der Werra 
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Begründung 

A. Allgemeines 

1. Einleitung 

Ausdehnung und Verlauf von Lagerstätten stehen mit 
dem Verlauf politischer, staatlicher Grenzen in aller 
Regel nicht in Einklang. Wird deshalb in einem grenz- 
nahen Bereich Bergbau betrieben, so ist dies 
zwangsläufig mit einem nicht unerheblichen Lager- 
stättenverlust, und zwar derjenigen Teile der Lager- 
stätte verbunden, die wegen des vielfach gekurvten 
Grenzverlaufs nicht mehr mit vertretbarem Aufwand 
gewonnen werden können. Wird beiderseits der 
Grenze abgebaut, so steigert sich der volkswirt- 
schaftliche Verlust entsprechend. Ziel der Beteiligten 
in solchen Fällen ist es daher, unbeschadet der politi- 
schen Grenzen durch Festlegung begradigter Linien 
eine neue Abbaugrenze für die beiderseitigen 
Betriebe zu vereinbaren, die den bergtechnischen 
und bergwirtschaftlichen Erfordernissen - unter 
möglichst weitgehendem Ausgleich der auf diese 
Welse auszutauschenden Anteile an der Lagerstätte 
- so weit wie möglich angepaßt Ist. 

Für das auf einer solchen Grundlage arbeitende 
Unternehmen hat dabei besondere Bedeutung der für 
alle Bergwerke zu beachtende Grundsatz, wonach 
ein bergbaulicher Abbaubetrieb In seinem gesamten 
Ausdehnungsbereich, also auch In den Tellen, die 
nach dem Überschreiten einer Grenze In dem Gebiet 
eines anderen Staates liegen, nach einheitlichen 
Regeln und Vorschriften geführt werden muß. Wirt- 
schaftliche Erfordernisse, Insbesondere aber techni- 
sche und vor allem betriebssicherheltllche Gründe 
und Gründe des Arbeitsschutzes lassen eine andere 
Alternative nicht zu. Der Gesichtspunkt der Einheit- 
lichkeit ist zugleich Maßstab für die Wahrnehmung 
der staatlichen Aufsicht durch ein und dieselbe 
Behörde. 

Die genannten Grundsätze gelten uneingeschränkt 
auch für die Kallsalzvorkommen im Grenzgebiet an 
der Werra, für die schon in den 40er Jahren für einen 
eng begrenzten Teil der ehemals preußisch-thürin- 
gischen Landesgrenze Vereinbarungen über einen 
grenzüberschreitenden Abbau getroffen und durch 
öffentlich-rechtliche Regeln abgesichert worden 
sind. Eine vergleichbare Regelung soll jetzt für einen 
insgesamt ca. 30 Kilometer langen Streifen im Kali- 
revier an der Grenze zur Deutschen Demokratischen 
Republik erreicht werden, der entweder unmittelbar 
zum Abbau ansteht oder nach der Planung der betei- 
ligten Unternehmen zukünftig für einen Abbau in 
Betracht kommt. 

2. Grundzüge der Regelung 

Für die von der Begradigung und damit vom Aus- 
tausch betroffenen Flächen überträgt der jeweils 
Verfügungsberechtigte das Recht zum Abbau auf 
den benachbarten, d. h. auf der anderen Seite der 
Grenze Berechtigten, dessen Abbau In die auszutau- 


schenden Bereiche unterirdisch weitergeführt wer- 
den soll. Die Übertragung erfolgt nach den jeweils 
anwendbaren innerstaatlichen Regeln; für die in der 
Bundesrepublik Deutschland gelegenen Teile also 
durch Verwaltungsakt bei Bewilligungen und durch 
notariell beglaubigte Übereinkunft bei Bergwerks- 
eigentum. Einer zu schaffenden gesetzlichen Grund- 
lage bedarf es insoweit nicht. 

Die mit einem grenzüberschreitenden Abbau verbun- 
denen hoheitlichen Fragen dagegen (Anwendung 
eigenen Rechts, einheitliche staatliche Aufsicht) 
bedürfen einer besonderen Regelung. Zunächst 
ermöglicht jede Seite der beteiligten anderen Seite 
die Anwendung deren Rechts im Abbaugebiet durch 
ein beschränktes und an bestimmte Bedingungen 
geknüpftes Außerkrafttreten der eigenen einschlägi- 
gen Rechtsvorschriften und verpflichtet andererseits 
das Im eigenen Gebiet ansässige Unternehmen, den 
Abbau auch Im grenzüberschreitenden Teil des 
Betriebs nach den dafür innerstaatlich geltenden 
Vorschriften zu führen. Auf ähnliche Weise soll auch 
die Zurechnung des grenzüberschreitenden Teils 
des Betriebs und die dort ausgeübten Tätigkeiten in 
steuerlicher und wirtschaftlicher Hinsicht zum inner- 
staatlichen Bereich gewährleistet werden. 

Diese und die damit zusammenhängenden Fragen 
sind für die Bundesrepublik Deutschland Gegen- 
stand des vorliegenden Gesetzentwurfs. 

Die notwendige Gegenseitigkeit eines derartigen 
Verfahrens zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Deutschen Demokratischen Republik 
wird übereine Vereinbarung zwischen der Treuhand- 
stelle für Industrie und Handel und dem Ministerium 
für Außenhandel auf der Grundlage des Berliner 
Abkommens und über entsprechende Akte seitens 
der Deutschen Demokratischen Republik, insbeson- 
dere eine Erklärung der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik gegenüber der Bundes- 
regierung, sichergestellt werden. 

Im Verhältnis zwischen dem Bund, dem Land Hessen 
und dem abbauführenden Unternehmen, der Kali und 
Salz AG, bedarf das Vorhaben außerdem noch inner- 
staatlich der Abstützung durch einen entsprechen- 
den öffentlich-rechtlichen Vertrag. 


3. Rechtsgrundlage des Gesetzes 

Das Recht zur Gesetzgebung des Bundes ergibt sich 
aus Artikel 74 Nr. 1 1 GG (Bergbau), soweit es um die 
besonderen Modalitäten und Ausnahmen zum Bun- 
desberggesetz geht. Daneben sind die Artikel 73 
Nr. 7, Artikel 74 Nrn. 4 a, 1 1 a und 12 sowie Artikel 
105 Abs. 2 GG heranzuziehen. Das Bedürfnis zur 
bundesgesetzlichen Regelung ist nach Artikel 72 
Abs. 2 Nr. 1 GG gegeben. Die Zustimmungsbedürftig- 
keit folgt schon aus den steuerrechtlichen Regelun- 
gen. 
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4. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Regelung nicht mit zusätzlichen Kosten belastet. Die 
mit dem Gesetz verbundene formale Einräumung von 
Rechten hat keine zusätzlichen Belastungen für die 
Betroffenen zur Folge. Insofern ist auch keine Mög- 
lichkeit einer Auswirkung auf die Einzelpreise und 
das allgemeine Preisniveau einschließlich des Ver- 
braucherpreisniveaus zu erkennen. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu§1 

Durch Absatz 1 dieser Vorschrift werden in dem in 
Betracht kommenden Abschnitt des Werra-Kalireviers 
an der Grenze zur Deutschen Demokratischen Republik 
diejenigen Bereiche genau festgelegt, in denen eine von 
dieser Grenze abweichende Begradigung der betrieb- 
lichen Abbaugrenzen (Markscheiden) notwendig ist, 
wenn den Erfordernissen einer bergwirtschaftlich und 
bergtechnisch sinnvollen Gewinnung bei möglichst opti- 
maler Nutzung der grenznahen Kalivorkommen Rech- 
nung getragen werden soll. 

Die von diesen begradigten Markscheiden und jeweils 
der Grenze zur Deutschen Demokratischen Republik 
bzw. Bundesrepublik Deutschland eingeschlossenen 
Flächen sind diejenigen Bereiche, In denen grenzüber- 
schreitender Abbau stattfinden soll. Die Bereiche, in 
denen die begradigte Markscheide durch das Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland verläuft, werden als' 
Abbaugebiete A und die Bereiche, in denen Teile der 
Deutschen Demokratischen Republik von der Begradi- 
gung betroffen sind, als Abbaugebiete B bezeichnet. In 
den Abbaugebieten A (blau schraffiert) findet dement- 
sprechend der grenzüberschreitende Abbau von der 
Deutschen Demokratischen Republik, und in den 
Abbaugebieten B (rot schraffiert) von der Bundesrepu- 
blik Deutschland aus statt. 

Die begradigten Markscheiden sind In Absatz 1 Nr. 1 
näher aufgezählt und als Verbindungslinien der in den 
Buchstaben a bis t Im einzelnen aufgeführten Punkte 
definiert. Die notwendige exakte Festlegung dieser 
Punkte erfolgt durch Koordinaten nach dem Gauß-Krü- 
ger’schen System, die in der beigefügten Karte tabella- 
risch genau aufgetragen sind. Die Karte muß daher zum 
Bestandteil des Gesetzes erklärt werden (Absatz 2). 

Die auf diese Weise festgelegten Bereiche sind so aus- 
gewählt worden, daß der sich hierauf beziehende „Aus- 
tausch“ von Bergbauberechtigungen, der zur Durchfüh- 
rung des grenzüberschreitenden Abbaus notwendig 
wird, für beide am Austausch beteiligte Seiten möglichst 
gleichwertig Ist. 

Die In Absatz 1 Nr. 2 besonders bezelchneten 
Abschnitte der Grenzlinie müssen von der Abgren- 
zungsfunktion ausgenommen werden, well sie zusam- 
men mit den sich auf sie beziehenden begradigten 
Markscheiden Flächen umschreiben würden, die ledig- 
lich unselbständige Teile der Abbaugebiete A 10 und 
B 9 wären. 


Zu§ 2 

Während auf seiten der Deutschen Demokratischen 
Republik die auszutauschenden Bergbauberechtigun- 
gen neu zu schaffen sein werden, handelt es sich auf 
seiten der Bundesrepublik Deutschland zum größten 
Teil um bereits bestehende Bergbauberechtigungen, 
und zwar um Bergwerkseigentum alten Rechts, das 
nach den §§ 149 und 151 Bundesberggesetz aufrecht- 
erhalten bleibt. 

Um jedoch die kleinen, heute noch bergfreien Flächen 
zu beseitigen, die an 5 direkt an der Grenze liegenden 
Stellen aus heute nicht mehr aufklärbaren Gründen bei 
der Verleihung der alten Rechte ausgespart geblieben 
sind (vgl. Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstaben a bis d), muß 
In Anlehnung an die bergrechtliche Praxis bei sog. Zwi- 
schenfeldern eine Bereinigung durch Zuwachsen dieser 
Flächen an die angrenzenden Bergbauberechtigungen 
gesucht werden (vgl. Absatz 2 Satz 1). Das setzt glei- 
che Rechtsqualität voraus, die wegen der heute durch 
Verwaltungsakt nicht mehr begründbaren Rechtsnatur 
des angrenzenden alten Bergwerkseigentums nur 
durch einen besonderen gesetzgeberischen Akt 
geschaffen werden kann (Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 I. V. m. 
Absatz 2 Satz 1 ). Das Ersuchen von Amts wegen nach 
Absatz 2 Satz 2 ist erforderlich, weil das Bergwerks- 
eigentum alten Rechts als grundstücksgleiches Recht 
im Grundbuch eingetragen Ist, das nach Inkrafttreten 
des Gesetzes und vor der Übertragung auf das Unter- 
nehmen der Deutschen Demokratischen Republik der 
Berichtigung bedarf. 

Neben diesen Kleinstflächen gibt es im Abbaugebiet A 8 
allerdings noch einen größeren bergfreien Bereich, für 
den die o. g. Besonderheiten nicht gelten und in dem 
daher eine Bewilligung nach § 8 BBergG entstehen 
kann. Mit Rücksicht auf die Person des Ersterwerbers 
(Land Hessen) und zur Wahrung des beim Austausch 
der Bergbauberechtigungen mit dem abbautreibenden 
Unternehmen der Deutschen Demokratischen Republik 
zu beachtenden Gleichbehandlungsprinzips ist aller- 
dings auch hier eine besondere Regelung angebracht, 
die In einer Entstehung kraft Gesetzes (Absatz 1 Satz 1 
Nr. 2) und In einer Befreiung von bestimmten Übertra- 
gungsbeschränkungen des Bundesberggesetzes 
(Absatz 3 Satz 2) besteht (vgl. dazu u. a. § 12 Abs. 1 
Nr, 1 i. V. m. § 1 1 Nr. 6 und 7, § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
BBergG). 

Das dem alten Bergwerkseigentum zuwachsende neue 
Bergwerkseigentum muß sich ebenso wie die Bewilli- 
gung einheitlich auf die nach dem BBergG maßgebende 
Kategorie von Bodenschätzen beziehen (Absatz 1 
Satz 2: Stein-, Kali-, Magnesia- und Borsalze usw.). Im 
übrigen teilt das kraft Gesetzes entstehende Berg- 
werkseigentum das rechtliche Schicksal des Berg- 
werkseigentums, dem es zuwächst. Bei der Bewilligung 
ist dagegen noch eine Bestimmung der Zeitdauer not- 
wendig, die aber die in § 1 6 Abs. 5 Satz 2 BBergG fest- 
gelegte Grenze von 50 Jahren nicht zu überschreiten 
braucht (Absatz 3 Satz 1 ). 

Zu § 3 

Diese Vorschrift enthält eines der beiden wesentlichen 
Elemente der gewählten gesetzgeberischen Konstruk- 
tion, nämlich das geographisch beschränkte Außer- 
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einzuhalten, die in der Bundesrepublik Deutschland für 
diese Tätigkeit gelten (Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 
Satz 2). Ferner wird das Unternehmen verpflichtet, auf 
seiner Seite der Markscheide genau die gleichen Bedin- 
gungen einzuhalten, wie sie in § 3 Nr. 3 für das von der 
Deutschen Demokratischen Republik aus tätige Unter- 
nehmen vorgesehen sind (Absatz 1 Satz 1 Nr. 2). 

Mit Absatz 2 wird sichergestellt, daß - wie beim Straf- 
recht schon nach allgemein geltenden Rechtsgrundsät- 
zen - auch die Bußgeldbewehrungen des Bundesberg- 


gesetzes und des Sprengstoffgesetzes für etwa in den 
Abbaugebieten B begangene Zuwiderhandlungen zum 
Zuge kommen. 

Zu §6 

§ 6 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu §7 

Das Gesetz soll so früh als möglich in Kraft treten. 
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